
Aktenzeichen:

2_Bß_ég[gé l m N a m e n d e 3 V o l k e s

ln‘Sachen

Verkündet

am
110 März 1960 o o o o o a a . e . o o o o a n o °

°‚
a o o o o o

Klägers,'Revisionsklägers und
Revisionsbeklagten,

gegen

Beklagte, Revisionsbeklagte und
Revisionsklägerin,

___...Weit 652..3939333339i

Beigeladener,

hat der 3° Senat des Bundessozialgerichts
' auf die mündliche Verhandlung vom 11„ März 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof° Dr. B o g s
als Vo*sitzender‚

die Bundesrichter R i c h t e r
und Dr„ S c h r a t sowie

die Bundessozialrichter Dr„ L e n h a

und L i e f l ä n d r

für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _

10) Auf die Revision des hlägers wird das Urteil
des Landessozialgerichts Berlin vom 17° August

1956 aufgehoben, soweit es die Klage abweist.

2„) Es wird festgestellt, daß der Kläger in der
Zeit vom 1° Dezember 1952 bis zum 6° Juli 1955

versicherungsfrei in der Angestellten— und

Arbeitslosenversicherung war,

30) Die Revisionen der Beklagten und der Beige—
ladenen zu 1) sowie die Anschlußrevision der

Beigeladenen zu 2) werden zurückgewiesen.

4°) Die Beklagte und die Beigeladenen zu 1) und
2) haben dem Kläger je ein Drittel der außer—
gerichtlichen Kosten des Verfahrens zu er—

statten° '

Von Rechts wegen°

G r ü n d e :__..‚__.„._„ .» .„r =‚w=_=—

To

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger, der

nach Ablegung der zweiten juristischen Staatsprüfung

vom 1° Dezember 1952 an als Anwärter für den höheren

Dienst in der Finanzverwaltung des Landes Berlin im

Angestelltenverhältnis beschäftigt war, vor seiner Über—

nahme als Regierungsassessor versicherungsfrei in der

Angestellten— und'Arbeitslosenversicherung gewesen ist°

Der Kläger war bei der Finanzverwaltung zunächst sechs

Monate zur Probe tätig, vom Beginn des siebten Beschäf—

tigungsmonats an sollte das Beschäftigungsverhältnis in

ein solches auf unbestimmte Dauer übergeben, Für das

Beschäftigungsverhältnis waren der Rahmenvertrag und die

Tarifordnung für Angestellte des öffentlichen Dienstes

(TOOA) sowie die allgemeine, die gemeinsame und die hierzu
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erlassene besondere Dienstordnung maßgebend° Der

Kläger wurde vom 1„ Dezember 1952 bis zum 7„ Juli

1953 zur Ausbildung in der Finanzkasse, in der Ver—

anlagungs— und in der Betriebsprüfungsstelle eines

Finanzamts beschäftigt und nahm vom 50 Mai 1953 bis

zum 30 Juni 1953 an einem Lehrgang.für Finanzassesso—

ren an der Akademischen Bundesfinanzschule in Sieg—

burg teil° Durch Urkunde vom 5„ Juli 1953, die ihm

am 7„ Juli 1953 ausgehändigt wurde, ist er unter Be—

rufung in das Beamtenverhältnis zum Regierungsassessor

ernannt worden°

Im Juli 1954 beantragte der Kläger bei der Kranken—

versicherungsanstalt Berlin, der Rechtsvorgängerin der

beklagten Krankenkasse, ihm die in der Zeit vom 1° De—_

zember 1952 bis zum 6° Juli 1953 zur Angestellten— und

zur Arbeitslosenversicherung entrichteten Beiträge zu
erstatten° Er führte hierzu aus, er sei zwar erst seit

dem 70 Juli 1955 Beamter, habe aber nach dem Berliner

Landesbeamtengesetz vom 24„ Juli 1952 (LSG) einen An—
spruch gehabt, zum Beamten ernannt zu werden; seine

Versorgung sei deshalb vom Beginn seiner Beschäftigung

als Anwärter für den höheren Dienst im Bereich des

Landesfinanzamts Berlin an gesichert gewesen, so daß

er nach @ 169 der Reichsversicherungserdnung (RVG) in
der Fassung der Ersten Vereinfachungsordnung (VereianQ)

vom 170 März 1945 versioherung3frei gewesen sei° Die
Beklagte lehnte den Antrag durch Bescheid vom 22° Juli

1954 ab, weil der Kläger erst von der Aushändigung

seiner Ernennungsurkunde an einen Rechtsanspruch auf

Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen erlangt

habe; der Kläger habe auch keine Tätigkeit zu oder

während der wissenschaftlichen Ausbildung für den künf—

tigen Beruf im Sinne des @ 172 Abs„ 1 Nr, 5 EVO i„d„F°
der Ersten Vereian0 ausgeübt, weil seine wissenschaft-

liche Ausbildung am 18, September 1952 mit der Ablegung
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der zweiten juristischen Staatsprüfung beendet gewesen

sei° Der Widerspruch des Klägers wurde durch Bescheid vom
11„/ 17„ Januar 1955 zurückgewiesen: Der Kläger habe vor
Aushändigung der Ernennungsurkunde keine Anwartschaft

auf Ruhegehalt oder Hinterbliebenenversorgung gehabt;

seine Tätigkeit habe zwar dazu gedient, ihm das notwen—

dige Wissen auf einem besonderen Fachgebiet zu vermitteln,

es habe sich dabei jedoch um keine wissenschaftliche

Ausbildung gehandelt°

Die Klage, mit der der Kläger außer der Aufhebung der

Bescheide der Beklagten ursprünglich die Rückerstattung

der Beiträge, später die Feststellung erstrebte, daß er

vom 1° Dezemoer 1952 an nicht versicherungspflichtig ge—

wesen sei, hatte keinen Erfolg° Das Sozialgericht, das die

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (Bon)‚ die

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-

sicherung (BfArb„) und das Landesfinanzamt Berlin zum

Verfahren beilud, stellte unter Aufrechterhaltung des

Widerspruchsbescheides fest, der Kläger habe sich bis

zum 70 Juli 1953 in einem versicherungspflichtigen Beschäf—

tigungsverhältnis befunden: Er habe nach dem LBG keinen

Anspruch auf Ernennung zum Beamten gehabt, er sei auch

nicht zu seiner wissenschaftlichen Ausbildung für den

künftigen Beruf tätig gewesen°

Auf die Berufung des Klägers hob das Landessozialgericht

den Bescheid der Beklagten vom 22, Juli 1954 und den

Widerspruchsbesoheid des Beschwerdeausschusses vom 11‚/

170 Januar 1955 auf und „iss im übrigen die auf Fest—

stellung der Versicherungsfreiheit gerichtete Klage ab:

Die vom Kläger beantragte Feststellung sei nach @ 55 Abs° 1

Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zulässig° Der Kläger

sei nicht genötigt gewesen, mit der Leistungsklage die

Zurüokerstattung der Beiträge zu fordern„ Er habe ein

berechtigtes Interesse an der von ihm erstrebten Fest—

Stellung‚ weil er von der Entscheidung über den Beginn

..5-
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seiner Versicherungsfreiheit seine Entschließung

über eine Weiterversicherung oder den Abschluß pri—

vater Versicherungen abhängig machen wolle° Die Ver—

sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung rich-

te sich gemäß @ 1 des Berliner Rentenversicherungs—

überleitungsgesetzes (RVÜG) vom 10° Juli 1952 (GVB1„
So 588) auch in Berlin nach den in der Bundesrepublik

geltenden Vorschriften„ Nach 5 1 Abs„ 2 Nr„ 1 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) i„d„F° der

Ersten Vereian0 hänge die Versicherungspflicht in

‘ der Angestelltenversicherung von der Versicherungs—

pflicht in der Krankenversicherung ab„ so daß @ 169

EVO iod„Fo der Ersten Vereian0 anzuwenden sei° Für

die Arbeitslosenversicherung verweise @ 69 des Ge—

setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung (AVAVG) sowohl in der Fassung des Berliner

Gesetzes vom 28° Dezember 1950 (V0Bl° I S„ 566) als

auch in der Fassung des Berliner Gesetzes vom 26° Fe-

bruar 1955 (GVBlO So 150) auf 5 169 RVG i«d‚F° der
Ersten Vereian0„ Zwar habe die Versicherungspflicht

in der Arbeitslosenversicherung, da sie nach @ 69

AVAVG i°d„Eo des Gesetzes vom 280 Dezember 1950 von
der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung

abhänge, sich bis zum Inkrafttreten des genannten

Berliner Gesetzes vom 260 Februar 1953 (1„4„1953)

nach dem Berliner Gesetz zur Anpassung des Rechts

der Sozialversicherung in Berlin an das in der

Bundesrepublik Deutschland geltende Recht -BSVAG—

vom 50 Dezember 1950 (VOBl° S„ 542) und nicht un—
mittelbar nach der RVO gerichtet° Die Vorschriften

der RVG seien aber nach @ 84 BSVAG entsprechend an—

zuwenden gewesen, soweit sie nicht der durch dieses

Gesetz getroffenen Regelung widersprächen° Unter

Reichsversicherungsgesetzen seien die Gesetze zu

verstehen, die in Berlin vor dem staatlichen Zusammen—

bruch im Jahre 1945 zuletzt gegolten hätten. @ 169 RVO
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widerspreche nicht dem BSVAG° Der Berliner Gesetzgeber

habe in 5 9 BSVAG keine dem 9 169 RVO entsprechende
Sonderregelung aufgenommen, weil er davon ausgegangen
sei, daß es in Berlin seit der Bekanntmachung des Magie

strats vom 8° Juni 1945 (VOB1„ S° 29) keine Beamten und
damit keine Personen mit einer Anwartschaft auf Ruhege—

halt und Hinterbliebenenversorgung mehr gegeben habe°

Das habe sich aber mit dem späteren Erlaß des LBG ge—
ändert° Seitdem es in Berlin wieder einen Personenkreis

gebe, auf den @ 169 RVG anwendbar sei, könne dem Gesetz—

geber nicht unterstellt werden, daß er für die Versiche—

rungspflicht eine von der Bundesrepublik abweichende

Regelung habe beibehalten wollen° Denn das BSVAG sei

dazu geschaffen worden, das Recht der Sozialtersicherung

in Berlin nach Möglichkeit an das Recht der Bundesrepa—

blik anzupassen„ Hier habe es aber ständig Bestimmungen

über die Versicherungsfreiheit von versorgungsberechtigten

Angehörigen des öffentlichen Dienstes gegeben° Die Ver—

sicherungspflicht des Klägers sei demnach für das Gebiet

der Rentenversicherung und der Arbeitslosenversicherung

nach 5 169 RVG zu beurteilen° Nach dieser Vorschrift
seien die im Dienst eines Landes tätigen Beamten und

sonstigen Beschäftigten versicherungefrei, wenn ihnen‘

eine Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver—

sorgung geWährleistet sei° Eine solche Anwartschaft habe

der Kläger mit seiner Berufung in das Beamtenverhältnis

erlangt, obwohl er zunächst nur Beamter auf Kündigung

gewesen sei„ Für die Zeit vor der Berufung in das Beamten—

verhältnis folge die Versicherungsfreiheit nicht schon

— wie der Kläger meine — aus @ 171 LBG, da er nicht

in einer im Stellenplan 1952 vorgesehenen Stelle beschäftigt

gewesen, sondern nach dem Vertrag vom 5. Dezember 1952

nur zu einer aushilfsweisen Beschäftigung als Anwärter

für den höheren Dienst zunächst auf Probe für sechs
Monate eingestellt wbrden sei° Der Kläger habe aber schon

mit seiner Einstellung am 1„ Dezember 1952 eine Stelle
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erlangt, die die Vorstufe für seine Berufung in das

Beamtenverhältnis gewesen sei; denn er sei nach der

Auskunft des Landesfinanzamts Berlin vom 120 März 1956

mit dem Ziel der Übernahme in das Beamtenverhältnis

eingestellt worden° Die Beschäftigung als Aushilfsan—

gestellter und die Ausbildung, die der Kläger durchge—

macht habe, habe auch nach den Vorläufigen Laufbahn—

richtlinien des Senators für Finanzen vom 270 Juli 1951

— P « 1510 — 1/51 — den für die Anwärter des höheren

Dienstes in der Finanzverwaltung üblichen Gepflogen—

heiten entsprochen° Ob schon vom 1° Dezember 1952 bis

zur Übernahme in das Beamtenverhältnis am 7° Juli 1953
eine Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen—

versorgung gewährleistet gewesen sei, habe jedoch

nach 5 169 Abs" 2 Satz 2 BVG nicht die Beklagte,
sondern die für den Kläger zuständige oberste Ver—

waltungsbehörde des Landes Berlin zu entscheiden°

Diese Entscheidung könne auch noch nachträglich er—

‘gehen, da sie nur deklaratorische Bedeutung habe, Da

die beklagte Krankenkasse die Voraussetzungen des

5 169 EVO verneint habe, ohne zunächst die Entschei—

dung der zuständigen Verwaltungsbehörde über die Ge—

währleistung der Anwartschaft herbeizuführen, seien

die angefochtenen Bescheide rechtswidrig, Die Voraus—

setzungen des @ 172 Abs, 1 Nr.: 5 BVG seien nicht er—
füllt, weil der Kläger nicht zu seiner wissenschaft—

lichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf tätig

gewesen sei° Zwar sei er vom 1° Dezember 1952 an in

verschiedenen Finanzämtern ausgebildet worden° Ob eine

Ausbildung wissenschaftlich sei, richte sich aber nicht

nur nach dem Zweck, sondern vor allem nach ihrer Art

und ihrer Form° Die Ausbildung des Klägers bis zur
zweiten juristischen Staatsprüfung, die sich vorwiegend

auf Gebiete des bürgerlichen und des öfientlichen Rechts

erstreckt habe, habe ihn befähigen sollen, sich auch

auf ein ihm fremdes Fach praktisch einzuarbeiten„ Der
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nach den Vorläufigen Laufbahnrichtlinien vom 27° Juli 1951

abzuleistende zusätzliche Vorbereitungsdienst bei der

Finanzverwaltung habe mit seinem Ausbildungsplan dazu

gedient, den Kläger mit den Besonderheiten des Verwal—

tungszweiges in der Praxis der einzelnen Abteilungen ver—
traut zu machen, ihm einen Einblick in die praktische

Arbeit zu vermitteln, um ihn auf sein späteres Arbeits—

gebiet praktisch vorzubereiten und um sicherzustellen,

daß er die Aufgaben als Beamter des höheren Dienstes

selbständig nach den Erfordernissen des besonderen Zwei—

ges der Finanzverwaltung löseo

Das Landessozialgericht hat die Revision zugelassen,

weil die Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung habe,

unter welchen Voraussetzungen ein Beschäftigter nach

5 172 Abs° 1 Nr„ 5 BVG zu seiner wissenschaftlichen

Ausbildung für den zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig

und damit versicherungsfrei sei°

Gegen dieses Urteil haben der Kläger, die beklagte Kran—

kenkasse, die BfA„ und die BfArb„ ReviSion eingelegt°

Der Kläger, dem das angefochtene Urteil am 140 September

1956 zugestellt worden ist, rügt mit der am 10° Oktober
1956 eingegangenen und gleichzeitig oegründeten Revision,

das Landessozialgericht habe den Begriff der wissenschaft—

lichen Ausbildung zu eng ausgelegt und deshalb @ 172

Abs° 1 Nr° 5 EVO verletzt° Die Ausbildung eines Finanz—

assessors müsse — ebenso wie die eines Anwaltsassessors —
als wissenschaftliche Ausbildung angesehen werden°

Die beklagte Krankenkasse, der das Urteil ebenfalls am

14, September 1956 zugestellt worden ist, rügt mit ihrer

am 30 Oktober 1956 eingegangenen und am 8, November 1956

begründeten Revision: Das Landessozialgericht habe @ 769

EVO verletzt, Seiner Anwendung stehe auf dem Gebiet der

..9...
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Krankenversicherung und im Zusammenhang damit auf dem

Gebiet der Arbeitslosenversicherung für einen Teil der

im Streit befangenen Zeit die Vorschrift des @ 9 BSVAG

entgegen, der in seinem Abs° 4 die Fälle der Versiche—

rungsfreiheit erschöpfend regele° Der Berliner Gesetz—
geber habe auch nach Inkrafttreten des BSVAG die Gewähr-

leistung von Versorgungsansprüchen nicht als Grund für

eine Versicherungsfreiheit ansehen wollen„ In der ge—

setzlichen Krankenversioherung sei die Vorschrift des

5 169 RVO i„d„l+‘° der Ersten Vereian0 nach @ 1 des

Gesetzes über die Erweiterung der Versicherungsfreiheit

in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 10‚ Juni

1954 (GVBl° 8° 305) erst mit Wirkung vom 1° Oktober 1954

anwendbar„ Die Versioherungspflicht in der Arbeitslosen—

versicherung könne erst vom 10 April 1955 an auf Grund

des Berliner Gesetzes vom 26° Februar 1955 nach den

Vorschriften der BVG über die Krankenversicherungspflicht

beurteilt werden, während die Auffassung des Landessc—

zialgerichts, @ 169 RVO sei schon nach 5 69 AVAVG i„d°F°
des Berliner Gesetzes vom 28° Dezember 1950 anwendbar,

nicht zutreffe„ Im übrigen habe das Landessozialgericht

die Vorschrift des 5 169 RVO, soweit sie in Berlin an—

wendbar sei, unrichtig ausgelegto Zwar habe der Gewähr—

leistungsausspruch der obersten Landesbehörde rechts—

erklärenden Charakter; die Gewährleistung habe jedoch,

wie sich aus 5 169 Aoso 3 BVD ergebe, keine rückwirkende

Kraft° Da in der Vergangenheit die oberste Verwaltungs-

behörde keinen Verwaltungsakt über die Gewährleistung

von Versorgungsansprüchen zugunsten des Klägers er—

lassen habe, könne der Ausspruch, falls er noch ergehe,

für den hier streitigen Zeitraum nicht die Versiche—

rungsfreiheit des Klägers herbeiführen°

Die BfA°, der das Urteil gleichfalls am 14° September 1956

zugestellt werden ist, hat am 27° September 1956 Re— *
vision eingelegt und sie am 17° Oktober 1956 begründet°

_']O_
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Sie rügt in verfahrensrechtlicher Hinsicht, das Landes—

sozialgericht habe die Feststellungsklage zu Unrecht

für zulässig erachtet° Da der Kläger eine Leistungs—

klage auf Rückerstattung der Beiträge habe erheben

können, fehle es an einem Rechtsschutzbedürfnis für die

Feststellungsklage° Im übrigen habe die Gewährleistung

der Anwartschaft, soweit es sich nicht um Beamte auf

Lebenszeit und ihnen gleichgestellte Personen handele,

im versicherungerechtlichen Sinne konstitutiven Charak—

ter, eine nachträglich ausgesprochene Gewährleistung

habe nach 5 169 Abs° 5 RVO keine rückwirkende Kraft°

In der Arbeitslösenversicherung habe das Landessozial—

gericht @ 169 RVO erst auf Grund des Gesetzes vom
26° Februar 1953 anwenden dürfen; die Heranziehung die—

ser Vorschrift unter Hinweis auf © 84 BSVAG sei für die

vorhergehende Zeit unzulässig; sie widerspreche der

Regelung des BSVAG° Denn es habe seit der Bekanntmachung

des Magistrats_der Stadt Berlin vom 8, Juni 1945 in

Berlin keinen Beamten und damit keine Personen mit

Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung

gegeben° Das LBG habe die sozialversicherungsrechtliche

Stellung dieses Personenkreises nicht berührt°

Die BfArb, hat gegen das Urteil, das ihr am 13, S ptember

1956 zugestellt worden ist, mit Schriftsatz vom 100 No—

vember 1956 — eingegangen beim Bundessozialgericht am

13, November 1956 — Revision und Anschlußrevision einge—

legt° Sie ist der Auffassung, die Revision sei nicht

verspätet, weil die in dem angefochtenen Urteil enthaltene

Rechtsmittelbelehrung unrichtig sei° Da das Landessozial—

gericht die Revision nur in beschränktem Umfang zuge—
lassen habe, fehle der Hinweis, daß die Revision, So—

weit sie nicht zugelassen sei, nur eingelegt werden könne,

wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt

werde° Die Revision könne daher innerhalb der Jahres-

frist des @ 66 Abs, 2 SGG eingelegt werden°
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Unabhängig davon sei aber die Anschlußrevision nach

5 556 der Zivilprozeßordnung (ZPO) i„V° mit @ 202 SGG

zulässig° Die vom Kläger erhobene Feststellungsklage

sei mangels Rechtsschutzinteresses unzulässig; im

übrigen hätte eine Leistungeklage auf Rückerstattung

der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung nicht gegen

die Krankenkasse, sondern nach @ 165 a AVAVG gegen

die BfArb° gerichtet werden müssen‚ Da der Kläger

im Berufungsverfahren von der Feststellungs— zur

Leistungsklage und dann wieder zur Feststellungsklage

übergegangen sei, hätte das Landessozialgericht über

die Zulässigkeit der Klageänderung entscheiden müssen„

Die Entscheidung des Landessozialgerichts bedeute

praktisch eine Zurückverweisung des Rechtsstreits an

die Verwaltungsbehörde, die gegen den Verfassungs—

mäßigen Grundsatz der Gewaltentrennung verstoße° Das

Landessozialgericht hätte allenfalls das sozialge—

richtliche Verfahren bis zum Erlaß der Entscheidung

der obersten Verwaltungsbehörde aussstzen müssen„

Im übrigen könne, solange eine Entscheidung über die

Gewährleistung einer Anwartschaft nicht vorliege‚ die

Ausnahmevorschrift des 5 169 EVO nicht angewandt werden°

II„

Die RevisionqxdesKlägers, der beklagten Krankenkasse

und der beigeladenen BfA„ sind rechtzeitig einge-

gangen und frist— und formgerecht begründet worden°

Die Auffassung des Klägers, die Beklagte habe die

Revision nicht rechtzeitig begründet, geht fehl° Die

Begründungsfrist beginnt nach @ 164 Abs° 1 Satz 1 SGG
nicht mit der Einlegung der Revision, sondern erst

mit dem Ablauf der Revisionsfrist von einem Monat,

so daß Revisionsfrist und Revisionsbegründungsfrist

zusammen mindestens zwei Monate betragen (BSGO 1

so 82 gäg7)„
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Dagegen ist die Revision der BfArb° verspätet einge—

legt wordeno Ihre Auffassung, die Revisionsfrist des

5 164 Abs“ 1 SGG sei nicht in Lauf gesetzt worden,
weil das Landessozialgericht die Rechtsmittelbelehrung

unrichtig erteilt habe, trifft nicht zu„ Das Berufungs—

gericht hat die Revision, wie der Tenor des angefoch—

tenen Urteils eindeutig erkennen läßt, entgegen der

Ansicht der Beigeladenen nicht auf eine Rechtsfrage

beschränkt zugelassen (vgln BSG„ 3 3° 135 1138 f;7),
sondern nur zur Begründung seiner Entscheidung über

die Zulassung auf die Vorschrift des 5 172 Abs„ 1
Nro 5 BVG verwiesen„ Die Rechtsmittelbelehrung in dem

angefochtenen Urteil ist somit nicht zu beanstanden°

Die BfArb„ hat aber rechtzeitig Anschlußrevision ein—

gelegto Sie konnte sich der Revision des Klägers bis

zum Ablauf der Revisionsbegründungsfrist gemäß 5 556

ZPO ioV„ mit @ 202 SGG anschließen (vglo BSG„ 8 So 24
1527; Bso„ in SozR„ ZPO @ 521 Bl„ Da 2 Nr° 5) und hat
dies durch Einreichung der Anschlußschrift vom 10„ No—
vember 1956 innerhalb dieser Frist, die am 140 Novem—

ber 1956 ablief, getan°

Die Revision des Klägers ist begründet, während die

Revisionen der beklagten Krankenkasse und der beige-

ladenen BfA° sowie die Anschlußrevision der BfArb°

zurückzuweisen sind°

Der Kläger hatte ursprünglich mit der Klage neben der

Aufhebung des Bescheides der Beklagten und des ihn

bestätigenden Widerspruchsbescheides die Verurteilung

der Beklagten zur Rückerstattung der nach seiner Mei—

nung in der Zeit vom 10 Dezember 1952 bis zum 6° Juli

1953 zu Unrecht zur Rentenversicherung und zur Arbeits—
losenversicherung entrichteten Beiträge beantragt° Er

hat damit eine mit einer Anfechtungsklage verbundene

Leistungsklage erhoben (@ 54 Abs° 1 und 4 SGG)° Dem
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in der mündlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht

an Stelle des Leistungsantrages gestellten Fest—

stellungsantrag, den der Kläger auch im Berufungs-

verfahren aufrechterhalten hat, haben die übrigen

Beteiligten nicht widersprochen, so daß gegen die

insoweit vorliegende Änderung der Klage von einer

zusammengefaßten Anfechtungs_ und Leistungsklage

zu einer verbundenen Anfechtungs— und Feststellunge—

klage keine Bedenken bestehen (5 99 SGG)„ Der Klä—
ger erstrebt neben der Aufhebung der Bescheide der

Beklagten nunmehr die Feststellung, daß er vom

1, Dezember 1952 bis zum 60 Juli 1953 in der Renten—
und Arbeitslosenversichsrung versicherungsfrei ge—

wesen ist° Obgleich der Kläger die Möglichkeit hätte,

auf Rückerstattung der Arbeitnehmeranteile zu kla—

gen, können gegen die Zulässigkeit der Feststellunge—

klage keine prozessualen Bedenken erhoben werden,

weil auf diese Weise der Streit der ßeteiligten,

der der Sache nach allein die Versicherungspflicht

betrifft, am schnellsten und zweckmäßigsten beendet

wird, Die BfArb„ weist selbst darauf hin, daß der

ursprünglich vom Kläger erhobene Anspruch, soweit

es sich um die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung

handelt, nicht ohne weiteres gegen die beklagte

Krankenkasse, die die Beiträge eingezogen hat, gel—

tend gemacht werden könne (vglo @ 169 AVAVG), In

einem Rechtsstreit, an dem eine Behörde oder eine

Körperschaft des öffentlichen Rechts als Beklagte

beteiligt ist, muß die an Stelle einer an sich mög—

lichen Leistungsklage erhobene — auf die entschei—

dende Vorfrage beschränkte — Feststellungsklage

grundsätzlich als zulässig angesehen werden, weil

davon auszugehen ist, daß die Behörden und Körper—

schaften des öffentlichen Rechts den Kläger im Falle

seines Obsiegens auch ohne Leistungsurteil befrie—

digen werden (vgl, Entscheidung des erkennenden Senats
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vom 260501959 inBSG° 10 8° 21 1537; vgl° außer den
dort angeführten Entscheidungen auch BGHZ° 27 8° 190

‘ 17927)„ Im übrigen hatte der Kläger, wie das Landes—
sozialgericht zutreffend ausführt, über die Aufhebung

der die Rückerstattung der Beiträge ablehnenden Beschei—

de hinaus ein berechtigtes Interesse an der von ihm

erstrebten Feststellung der Versicherungsfreiheit, weil

von dieser Entscheidung — jedenfalls im Zeitpunkt der

letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht —
die Frage der Weiterversicherung in der Angestellten—

versicherung abhing (@ 1244 EVO a„E„ in Verb„ mit @ 1

Abs„ 6 AVGi„d„F° der‘1° Vereinfvo„)

Das in der Anmerkung zu der Entscheidung des Senats

vom 260 Mai 1959 in der Zeitschrift "Die Angestellten—
versicherung" 1959 SO 594 f geäußerte Bedenken, die vor—
behaltlose Zulassung der Feststellungsklage würde dazu

führen, daß ein Verwaltungsakt, dessen Anfechtung wegen
Fristablaufs nicht mehr möglich sei, noch auf dem Umweg

über die Feststellungsklage angefochten werden könne,

ist nicht begründet; denn die Feststellungsklage wäre

immer abzuweisen, wenn der erstrebten Feststellung ein

bindend gewordener Verwaltungsakt (@ 77 SGG) entgegen—
steht, der denselben Gegenstand betrifft° Ferner muß,

was der Senat nicht verkannt hat, in Fällen, in denen

ein Vorverfahren gesetzlich vorgeschrieben ist (5% 79,
80 SGG), auch der an Stelle der Leistungsklage erhobenen

Feststellungsklage grundsätzlich ein solches Vorver—

fahren vorausgehen° Die Notwendigkeit eines Vorver—

fahrens wird sich im übrigen in aller Regel schon dar—

aus ergeben, daß die Feststellungeklage, wenn — wie auch

hier — ein Verwaltungsakt ergangen ist, dessen Anfechtung

voraussetzt; die Feststellungsklage unterliegt damit

also zugleich den Prozeßvoraussetzungen der Anfechtungs—
klage (Fristgebundenheit, Vorverfahren)„ Die von Ule

gegen die Entscheidung des Senats vom 26„ Mai 1959 er—
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hobenen Bedenken (vgl„ Verwaltungsgerichtsbarkeit

Bd° I 20 Halbband @ 43 VwGOAnmo 3a) gehen wohl

von der irrigen Annahme aus, der Senat wolle die

Feststellungsklage auch in Fällen zulassen, in

denen ein zu derselben Rechtsfrage ergangener Ver—

waltungsakt nicht mehr angefochten werden könne

(vgl„ auch die dem Urteil vom 26° Mai 1959 zustimmen—
den Ausführungen von Schroeder—Printzen in ZfS„ 1960

Sa 35)„

Die Frage? ob das Landessozialgericht, wie die beige—

ladene BfA° meint„ seine Pflicht zur eigenen Sachent—

scheidung verletzt hat, weil es die Entscheidung über

die Versicherungspflicht des Klägers ausdrücklich

offengelassen und es der beklagten Krankenkasse über—

lassen hat, eine Entscheidung der obersten Verwal—

tungsbehörde über die Gewährleistung der Anwartschaf—

ten nach % 169 Abs° 2 BVG herbeizuführen, statt das

gerichtliche Verfahren bis zur Entscheidung der Ver—

waltungsbehörde auszusetzen, kann dahinstehen, weil

das Urteil des Landessozialgerichts, soweit es die

Versicherungsfreiheit verneint, aus sachlich—recht—

lichen Gründen aufzuheben ist° Es bedarf auch keiner

Prüfung, ob mangels einer Entscheidung der obersten

Verwaltungsbehörde @ 169 RVO in der Fassung der

Ersten Vereian0 auf das Beschäftigungsverhältnis

des Klägers vor seiner Übernahme als Beamter anzu—

wenden ist und ob diese Vorschrift in der Arbeits-

losenversicherung des Landes Berlin schon vor dem

Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes

zur vorläufigen Regelung der Arbeitslosenversicherung

vom 26„ Februar 1953 (GVBl S„ 150) anwendbar war„

Denn die Versicherungsfreiheit des Klägers in der

hier streitigen Zeit ergibt sich aus @ 172 Abs„ 1

Nr„ 5 RVG in der Fassung der Ersten Vereian0, weil

der Kläger zur wissenschaftlichen Ausbildung für

seinen künftigen Beruf tätig gewesen ist„
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1 —16——
4° Das Landessozialgericht hat die Anwendbarkeit dieser in

der Bundesrepublik geltenden Vorschrift im Land Berlin

sowohl für die Beurteilung der Versicherungsfreiheit in

der Angestelltenversicherung als auch in der
Arbeitslosen-

versicherung grundsätzlich bejaht° Ob dieser Auffassung

für die Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 26° Februar
1955 für die Arbeitslosenversicherung die Vorschrift des
@ 69 AVAVG in der Fassung des Gesetzes zur vorläufigen

Regelung der Arbeitslosenversicherung in Berlin vom

28° Dezember 1950 (VOBZL° I 8° 566) entgegensteht, ist
der Nachprüfung des Revisionsgerichts entzogen, weil es

sich insoweit um die Auslegung von Landesrecht handelt9

dessen Geltungsbereich sich nicht über den Bezirk des

Landessozialgerichts Berlin hinaus erstreckt (@ 162

Abs° 2 SGG)° Dagegen ist die Frage, ob das Landessozial—

gericht die von ihm grundsätzlich für anwendbar erklärte

Vorschrift des 5 172 Abs° 1 Nr„ 5 RVO richtig ange—
wandt hat9 revisibelo Diese-Auffassung widerspricht

nicht der Entscheidung des erkennenden Senats vom 270 Mai

1959 (BSG° 10 So 41 1127), weil das Landessozialgericht
im vorliegenden Fall @ 172 Abs° 1 ■re 5 BVG, also revi—

sibles Recht, auf Grund des © 84 BSVAG als in Berlin

geltendes Recht angesehen hat, während die Entscheidung

des Senats vom 27° Mai 1959 einen Fall betraf, in dem

das Berufungsgericht eine bundesrechtliche Vorschrift

zur Auslegung einer allein im Lund Berlin geltenden

— nicht revisiblen — Vorschrift (@ 9 Abs, 1 oSVAG) nur
ergänzend herangezogen hatte°

5„ Nach @ 172 Abs, 1 Hr„ 5 EVO sind Personen, die zu oder

während ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den

zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig sind, versicherungs—

frei, Wie der Senat bereits in seiner Entscheidung vom

23° Juli 1959 (BSG° 10 S„ 176) ausgeführt hat, schließen

die Begriffe "praktische" und "wissenschaftliche" Aus-

bildung einander nicht notwendig aus„ Ebenso wie eine
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praktische Berufstätigkeit, sofern sie die Beherrschung

eines wissenschaftlichen Lehrsystems voraussetzt, zu—
‚gleich als wissenschaftlich anzusehen ist, trägt auch

eine praktische Ausbildung wissenschaftlichen Charak—

ter, wenn sie der Ergänzung und Vertiefung der auf

der Hochschule erworbenen theoretischen Kenntnisse

dient und den Berufsanwärter zur praktischen Ausübung

des erstrebten Berufe befähigen soll (vgl„ die in der

genannten Entscheidung angef“hrte Rechtsprechung des

RVA„)„ Dem Landessczialgsricht kann daher nicht bei—

getreten werden, wenn es die Anwendbarkeit des 5 172

Absc 1 Nr° 5 BVG sonon deshalb verneint, weil es sich

bei dem vom Kläger abzuleistenden zusätzlichen Vor—

bereitungsdienst bei der Finanzverwaltung um eine

praktische Vorbereitungszeit für die Tätigkeit auf

seinem späteren Arbeitsgebiet gehandelt habec Das

Berufsziel des Klägers war die Tätigkeit eines Beam—

ten des höheren Dienstes in dem besonderen Zweig der

Finanzverwaltung, Nach den vom Berufungsgericht ge—

troffenen Feststellungen sollte der vom Kläger nach

den Vorläufigen Laufbahnrichtlinien des Senators für

Finanzen vom 27„ Juli 1951 abzuleistende Vorberei-

tungsdienst, der nach einem bestimmten Ausbildungs-

plan durchgeführt wurde, dazu dienen, den Kläger mit

den Besonderheiten des Verwaltungszweigs der Finanz—

verwaltung vertraut zu machen„ Dieser Vorbereitunge—

dienst sollte ihm im übrigen nicht nur praktische

Kenntnisse vermitteln, sondern ihn auch mit dem Son—

dergebiet des Steuerrechts näher vertraut machen°

Der Kläger hatte während dieses Vorbéreitungsdienstes

auch an einem Sachbearbeiterlehrgang als Hospitant

und schließlich an einem Lehrgang der Akademischen

Bundesfinanzschule teilzunehmen, Deshalb erscheint

es gerechtfertigt, den Vorbereitungsdienst des Klägers

in Übereinstimmung mit der den @ 172 Abs, 1 Nr, 5 BVD
weit auslegenden bisherigen Rechtsprechung als

"wissenschaftliche Ausbildung" für den zukünftigen

:
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Beruf im Sinne des 5 172 Abs° 1 Nr° 5 RVO anzuse-
hen (vglo auch Urteil des 1, Senats des BSG° vom
28„101959 in SozR° AVG % 12 aaFo Bla Aa 1 Nr° 1 —
betr„ die weitere Ausbildung einer Fachärztin für die

Tätigkeit ahshomöopathische Ärztin —-unddasU■milvom

10°2„1950 — 1 RA 25/59 — betro den Vorbereitunge—

dienst eines Referendare)° '

Die Versicherungsfreiheit nach @ 172 Abs° 1 Nr„ 5

EVO hatte bis zum Inkrafttreten des 5 4 AVG in
der Fassung des Angestelltenversicherungs—Neure—

gelungsgesetzes CAnVNG) gemäß @ 1 Abs° 1 und 2
RVÜG die Versicherungsfreiheit in der Angestell—

tenverSicherung zur Folge„ Sie bewirkte unter

Zugrundelegung der im Revisionsverfahren nicht

nachprüfbaren Auffassung des Landessczialgerichts,

wonach auch schon vor Inkrafttreten des Ersten

Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur vorläufi—

gen Regelung der Arbeitslosenversicherung in Ber—

lin vom 26„ Februar 1953 die Versicherungspflicht

in der Arbeitslosenversicherung — in Anwendung des

5 84 BSVAG — von der Krankenversicherungspflicht

nach der BVG abhing, für die hier streitige Zeit

auch die Versicherungsfreiheit in der Arbeitslo—

senversicherungo

Das angefochtene Urteil ist daher, soweit es die
Klage abweist, aufzuheben° Zugleich ist unter

Zurückweisung der Revisionen der Beklagten und der

Beigeladenen zu 1) sowie der Anschlußrevision der

Beigeladenen zu 2) festzustellen, daß der Kläger

vin der Zeit vom 1° Dezember 1952 bis zum 6° Juli

1953 in der Angestelltenversicherung und in der

Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei gewesen

ist°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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